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a) D er in terne  Ausgleich zwischen den G esam tschuldnern ei­
n e r  von d er Kom mission festgesetzten G eldbuße richtet sich 
bei A nw endbarkeit deutschen Rechts nach § 426 Abs. 1 BGB.
b) Sow eit die G esam tschuldner keine Vereinbarung über die
A usgleichsansprüche getroffen haben, sind diese nach den 
U m stän d en  des Einzelfalls zu bemessen, insbesondere anhand 
d e r  individuellen V erursachungs- und Verschuldensbeiträge 
d e r  Beteiligten sowie der für die Bemessung der G eldbuße 
m aßgeblichen Tatsachen. »Calcium carbid-Kartcll II« .............. 193
a) D ie E rsatzpflicht des O rgans für Zahlungen nach Insol- 
venzreife entfällt, soweit die durch die Zahlung verursachte 
Schm älerung der Masse in einem unm ittelbaren Zusam m en­
hang m it ih r ausgeglichen wird.
b) D er als Ausgleich erhaltene Gegenstand muss nicht noch
bei E röffnung  des Insolvenzverfahrens vorhanden sein. M aß­
geblich fü r die Bewertung ist der Z eitpunkt, in dem die M as­
severkürzung  durch einen M assezufluss ausgeglichen w ird ... 218
a) Besteht zwischen m ehreren Schädigern ein G esam tschuld- 
verhältnis, können A nsprüche des Geschädigten gegen einen 
G esam tschuldner (Zweitschädiger) auf den Betrag beschränkt 
sein, der auf diesen im Innenverhältnis zu dem anderen G e­
sam tschuldner (Erstschädiger) endgültig entfiele, w enn die 
Schadensverteilung nach § 426 BGB nicht durch eine sozial­
versicherungsrechtliche H aftungsprivilegierung des E rstschä­
digers gestört wäre.
b) Die unanfechtbare Entscheidung des für den Verleiher 
zuständigen Versicherungsträgers, in der der Unfall eines auf 
G rund  eines wirksam en Vertrags entliehenen Arbeitnehm ers 
im U nternehm en des Entleihers als A rbeitsunfall anerkannt 
w ird , h indert die Zivilgerichte nicht, den Unfall haftungs- 
rechtlich dem U nternehm en des Entleihers zuzuordnen und 
diesen gemäß § 104 Abs. 1 Satz 1 SGB V II als haftungsprivi­
legiert anzusehen.
c) D ie durch  eine sozialversicherungsrechtliche H aftungspri­
vilegierung des Erstschädigers bew irkte Störung des G esam t­
schuldverhältnisses w ird nicht dadurch »ausgeglichen«, dass 
dem  aus übergegangenem Recht klagenden Sozialversiche­
rungsträger ein Rückgriffsanspruch aus § 110 Abs. 1 SGB VII 
gegen den Erstschädiger zusteht.
d) Z ur V erkehrssicherungspflicht des m it der örtlichen Bau­
überw achung beauftragten A rchitekten........................................ 224
H at ein Presseorgan unter Beachtung der Voraussetzungen ei­
ner zulässigen Verdachtsberichterstattung über den Verdacht 
einer Straftat berichtet, kann der Betroffene bei späterer A us­
räum ung des Verdachts und Fortw irken der Beeinträchtigung 
von dem Presseorgan nicht die R ichtigstellung der ursprüngli­
chen Berichterstattung, sondern nur die nachträgliche M ittei­
lung (Nachtrag) verlangen, dass nach Klärung des Sachverhalts 
der berichtete Verdacht nicht m ehr aufrechtcrhalten w erde... 239
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19. X I. 14 
V III Z R  191/13

a) H at der Vermieter eine W ohngebäudeversicherung abge­
schlossen, deren Kosten vom  M ieter getragen w erden, und 
verursacht der M ieter leicht fahrlässig einen von dieser Versi­
cherung umfassten W ohnungsbrand, so trifft den Vermieter in 
der Regel die mietvertraglichc Pflicht, wegen des B randscha­
dens nicht den Mieter, sondern die Versicherung in A nspruch 
zu nehmen. Zudem  hat der Vermieter in einem solchen Fall 
aufgrund seiner Pflicht zur Erhaltung der M ietsache in einem 
zum  vertragsgem äßen G ebrauch geeigneten Zustand (§ 535 
Abs. 1 Satz 2 BGB) den Brandschaden grundsätzlich auch 
dann zu beseitigen, w enn er von einer Inanspruchnahm e der 
W ohngebäudeversicherung absieht.
b) Z u r Frage des erledigenden Ereignisses bei der Beseitigung
eines Mangels der M ietsache zur A bw endung der Zw angs­
vollstreckung aus einem vorläufig vollstreckbaren U rte il.......  256


